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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

18.06.2013 

Geschäftszahl 

2012/10/0133 

Rechtssatz 

Bei der gemäß § 17 Abs. 3 ForstG 1975 durchzuführenden Abwägung, ob das öffentliche Interesse an der 
Verwirklichung eines im Interesse der Agrarstrukturverbesserung gelegenen Projekts das öffentliche Interesse an 
der Walderhaltung überwiegt, ist zwar gemäß § 17 Abs. 3 legcit insbesondere auf eine ausreichende 
Waldausstattung Bedacht zu nehmen; weiters sind - gegenüber der erforderlichen Waldausstattung nachrangig 
gereiht - die Zielsetzungen der Raumordnung zu berücksichtigen. Voraussetzung hiefür ist, dass das beantragte 
Projekt an sich im Interesse der Agrarstrukturverbesserung liegt. Das Vorhandensein einer ausreichenden 
Waldausstattung und die Übereinstimmung mit den Zielsetzungen der Raumordnung können keinesfalls für sich 
allein ein Interesse an der Agrarstrukturverbesserung bewirken. 

Beachte 

Besprechung in: 

RdU 06/2013, 260-261; 

RdU 06/2013, 244-251; 


